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Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

18. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 9. Februar 1966 

19. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 10. Februar 1966 

20. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 11. Februar 1966 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


I. 1. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu f wonach die Bun- 
Moersch desregierung auf Wunsch des Bundespräsi- 

denten eine Liste mit mehr als vier Namen 
für die Vertretung des Bundes im Deutschen 
Bildungsrat zur Berufung durch den Bundes- 
präsidenten vorgelegt hat, obwohl nach dem 
Abkommen über den Deutschen Bildungsrat 
nicht mehr als vier Vertreter auf Vorschlag 
der Bundesregierung zu berufen sind? 


I. 2. Abgeordneter Falls Frage 1/1 bejaht wird: Welche Rechts- 
Moersch grundlagen gibt es im Abkommen über die 

Errichtung eines Deutschen Bildungsrates für 
das von der Bundesregierung angewandte 
Verfahren? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

II. 1. Abgeordneter Ist die Publikation auf einer großen Bautafel, 
Dr. Besold die ich auf meinem Wege vom Reichstag 

zum Kurfürstendamm in Berlin beobachten 
konnte, inhaltlich richtig und zu verantwor- 
ten, auf der steht: 

Bundesbaudirektion Berlin — Berlin-Charlot- 
tenburg, Fasanenstr. 87 

„Neubau des Jugendgästehauses“ 

2. Abschnitt 

Im Auftrag des Bundesministers für Gesamt- 
deutsche Fragen. 

Architekt 

Statiker usw. 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadh 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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II. 2. Abgeordneter Wer beauftragt, zahlt und hilft: der Gesamt- 
Dr. Besold deutsche Minister, das Gesamtdeutsche Mini- 

sterium, die Bundesregierung, oder geschieht 
nicht alles, was wir tun und entscheiden, „im 
Auftrag des deutschen Volkes "? 

III. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

In welcher Höhe werden Einzelvorhaben 
agrar- und marktstruktureller Maßnahmen in 
der Bundesrepublik durch den EWG-Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds mit Zuschüssen und 
Darlehen gefördert? 

Werden agrar- und marktstrukturelle Maß- 
nahmen, die eiixe Förderung durch den EWG- 
Ausrichtungs- und Garantiefonds erhalten, zu- 
sätzlich durch Bundes- und Landesmittel ge- 
fördert? 

IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in dem Urteil 
Schmitt- der VI. Kammer des Verwaltungsgerichts 

Vockenhausen München vom 20. November 1962 (AZ 6426/62) 
vertretene Auffassung, daß § 7 des Bundes- 
vertriebenengesetzes infolge der Nichtigkeits- 
erklärung des § 1629 Abs. 1 BGB durch Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
29. Juli 1959 gegenstandslos geworden ist? 


V. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

Da Vertreter der deutschen Exportwirtschaft 
sich immer wieder darüber beklagen, daß sich 
die deutschen Auslandsvertretungen nicht mit 
der gleichen Selbstverständlichkeit wie die 
Auslandsvertretungen anderer wichtiger Ex- 
portländer der Wirtschaftsinteressen deut- 
scher Firmen annehmen, frage ich, ob die Bun- 
desregierung bereit ist, dafür zu sorgen, daß 
sich künftig die Vertretungen der Bundesre- 
publik Deutschland im Ausland stärker und 
selbstverständlicher als bisher der Wirtschafts- 
interessen deutscher Firmen der Exportwirt- 
schaft annehmen? 

V. 2. Abgeordneter Welche Weisungen an die Vertretungen der 
Vogel Bundesrepublik Deutschland im Ausland be- 

(Warendorf) *) stehen hinsichtlich des in V/l umschriebenen 
Fragenkreises? 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt . 


V. 1. Abgeordneter 
Vogel 

(Warendorf) ♦) 


III. 2. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 


III. 1. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 
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V. 3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Vogel daß insbesondere die Exportchancen mittel- 

(Warendorf) *) ständischer Betriebe, die sich eigene Auslands- 
vertretungen nicht leisten können, verbessert 
werden könnten, wenn diese Betriebe sich 
an die deutschen Auslandsvertretungen wen- 
den und bei diesen wirkliche Hilfe erwarten 
könnten? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

VI. 1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Dröscher durch die am 1. Oktober 1965 in Kraft getrete- 

ne Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 
bei Blinden in Anstalten, Heimen oder gleich- 
artigen Einrichtungen eine Kürzung des Blin- 
denhilfegeldes um monatlich 100 DM berech- 
net wird, obwohl die erforderliche „besondere 
Pflege 11 z. B. in vielen Altersheimen nicht 
möglich ist und nur eine wohnungsmäßige Un- 
terbringung und Verpflegung dort geschieht, 
vergleichbar mit einer Unterbringung im pri- 
vaten Bereich? 


VI. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der technische Zu- 
Eisenmann stand der in Neustadt stationierten Sicherungs- 

boote des Bundesgrenzschutzes See bekannt? 

VI. 3. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, den Bun- 
Eisenmann desgrenzschutz See personell und materiell 

in die Lage zu versetzen, die ihm gestellten 
Aufgaben voll erfüllen zu können? 

Sieht die Bundesregierung angesichts der Be- 
deutung der Leibesübungen für die vorbeu- 
gende Gesunderhaltung weitester Bevölke- 
rungskreise und angesichts der finanziellen 
Schwierigkeiten der Turn- und Sportvereine 
mit dem „ Jedermann-Turnen 11 eine Möglich- 
keit, die Sozialversicherungsträger und die 
privaten Kranken- und Lebensversicherungen 
zur Mitfinanzierung der Bau- und Unterhal- 
tungskosten von Turn- und Sportstätten sowie 
des Aufwandes für Übungsleiter heranzuzie- 
hen? 

Trifft die in der Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung am 24. Januar 1966 wiedergebene UPI- 
Meldung zu, daß der iranische Geheimdienst 
„Savak 11 , der seinen Sitz in Köln hat, mit der 
Überwachung der persischen Studenten be- 
traut ist? 

*) Fragesteller hat sich mit schriitlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt . 


VI. 5. Abgeordneter 
Porzner 


VI. 4. Abgeordneter 
Dröscher 
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VI. 6. Abgeordneter Gibt es irgendeine Zusammenarbeit des per- 
Porzner sischen Geheimdienstes mit deutschen Stellen 

zur Überwachung persischer Studenten in der 
Bundesrepublik? 

VI. 7. Abgeordneter Mit welchem Ergebnis hat die Konferenz der 
Rollmann Landesinnenminister die Frage der sogenann- 

ten Wirtschaftsflüchtlinge aus den Ostblock- 
staaten behandelt? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

VII. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Bundes- 
Schmitt- tag Vorschläge zu unterbreiten, die sicher- 

Vockenhausen stellen, daß derjenige, der Nothilfe leistet, ihm 
dadurch entstehenden Schaden ersetzt be- 
kommt, auch insoweit, als er nach bisher gel- 
tendem Recht oder auf Grund der tatsächlichen 
Umstände Ersatz vom Schädiger oder Hilfe- 
nehmer nicht erlangen kann? 

Hat die Bundesregierung davon Kenntnis ge- 
nommen, daß sich im letzten Jahr Delikte poli- 
tischer Extremisten in Form von anonymen 
Drohungen, Brandstiftungen, Hakenkreuz- 
schmierereien, Friedhofsschändungen und son- 
stigen Anschlägen in der Bundesrepublik ein- 
schließlich West-Berlin auffallend vermehrt 
haben? 

Gibt unser derzeitiges Strafrecht die Möglich- 
keit, gegen die in Frage VII/2 gekennzeich- 
neten Delikte energisch und hart genug ein- 
zuschreiten? 

Ist die Bundesregierung bereit, der jüngst mit 
Einstimmigkeit verabschiedeten Empfehlung 
der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates zu folgen und gegebenenfalls einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der Vergehen, die 
aus Nazismus, religiösem oder Rassenhaß be- 
gangen werden, mit entsprechenden Strafen 
bedroht? 

VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

VIII. 1. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach das 
Biechele *) Bundesfinanzministerium den Wassersport- 

verbänden des Bodenseegebiets Zollerleich- 
terungen für den Segel- und Motorbootsport- 
verkehr angekündigt hat, um eine schnellere 
und reibungslosere Abfertigung der Boote zu 
erreichen, Regelungen, die in ähnlicher Weise 
die Schweiz und Österreich schon vor Jahren 
eingeführt haben? 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 


VII. 4. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 


VII. 3. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 


VII. 2. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 
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VIII. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Jahn (Marburg) Mehrzahl der Länder in den Ausführungsge- 
setzen zur Finanzgerichtsordnung die vom 
Deutschen Bundestag beschlossene Anhebung 
der Finanzgerichte zu oberen Landesgerichten 
dadurch zu umgehen trachtet, daß sie § 2 FGO 
als eine rein formale Vorschrift interpretieren, 
die lediglich eine andere Bezeichnung der 
Finanzgerichte vorsehe? 

VIII. 3. Abgeordneter Ist der Bundesfinanzminister bereit zu veran- 
Lenze (Attendorn) lassen, daß der Steuerfreibetrag für nicht am 
Wohnort der Eltern studierende Kinder von 
den jetzt völlig unzureichenden 100 DM auf 
eine den tatsächlichen Verhältnissen angemes- 
sene Summe angehoben wird? 

VIII. 4. Abgeordneter Mit welchen finanziellen Leistungen seitens 
Nellen *) des Bundes kann die Bundeshauptstadt Bonn 

im Flaushaltsjahr 1966 rechnen? 

VIII. 5. Abgeordneter Haben die von der American Military-Inter- 
Dr. Müller-Emmert national Insurance Association (AMIIA) dem 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen sicherheitshalber übereig- 
neten Kautionswerte in Höhe von rd. 6,65 Mil- 
lionen DM ausgereicht, zusammen mit der 
Konkursmasse die Ansprüche der Unfallge- 
schädigten zu befriedigen? 

VIII. 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Unfallge- 
Dr. Müller-Emmert schädigten, die in dem Konkursverfahren der 
AMIIA keine Befriedigung erhalten, aus Mit- 
teln des Bundes zu helfen? 

VIII. 7. Abgeordneter Bis wann ist mit dem Erlaß der Vierzehnten 
Wagner Verordnung zur Änderung der Umsatzsteuer- 

Durchführungsverordnung zu rechnen? 

VIII. 8. Abgeordneter Entspricht die Entschließung des Bayerischen 
Dr. Schmidt Staatsministeriums des Innern vom 29. No- 

(Wuppertal) vember 1965 Nr. I B 4 - 3023 - 7/1, veröffent- 

licht im Ministerialamtsblatt der bayerischen 
inneren Verwaltung Nr. 41 vom 20. Dezem- 
ber 1965, die in ihren Abschnitten 1 und 3 
wie folgt lautet: 

„Das Bundesverfassungsgericht hat die ge- 
gen die Baulandsteuer erhobenen Verfas- 
sungsbeschwerden nicht zur Entscheidung 
angenommen. Auch die Normenkontroll- 
verfahren sind auf Anregung des Bundes- 
verfassungsgerichts ohne Sachentscheidung 
abgeschlossen worden. Damit haben sich 
alle bisherigen Verfahren erledigt, so daß 
mit einer Entscheidung über die Verfas- 
sungsmäßigkeit der Baulandsteuer nicht 

V Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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VIII. 9. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


VIII. 10. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


VIII. 11. Abgeordneter 

Schlager 


VIII. 12. Abgeordneter 

Schlager 

VIII. 13. Abgeordneter 

Schlager 


mehr zu rechnen ist. Die Verwaltungsbehör- 
den haben deshalb davon auszugehen, daß 
die Erhebung der Baulandsteuer für die 
Jahre 1961 und 1962 mit dem Grundgesetz 
in Einklang steht. 

Uber bisher unerledigte Widersprüche ge- 
gen die Heranziehung zur Baulandsteuer 
ist nunmehr zu entscheiden, wenn nicht die 
Widerspruchsführer nach einem Hinweis 
auf die Rechtslage ihr Rechtsmittel zurück - 
nehmen." 

der Rechts- und Sachlage? 

Hält die Bundesregierung die Stellungnahme 
des Studieninstituts für angewandte Haus- 
halt- und Steuerpolitik e. V. zur Frage der 
Verfassungsmäßigkeit der Restbaulandsteuer 
1961/1962 für begründet? 

Ist der Bundesfinanzminister bereit, für den 
Bau der neuen Wasserversorgungsleitung für 
die Gemeinde Nordenstadt im Rahmen des 
W asserversorgungs Verbandes Main-T aunus 
(West) in angemessener Form Abschlagszah- 
lungen zu leisten, bis die zugesagten Unter- 
suchungen eine endgültige Regelung zu- 
lassen? 

Stimmt es, daß zahlreiche Versorgungsemp- 
fänger des Bundes, der Deutschen Bundes- 
post und der Deutschen Bundesbahn die seit 
1. Januar 1966 eingetretene 4°/oige Erhöhung 
der Versorgungsbezüge weder für ihre Ja- 
nuar- noch für ihre Februar-Bezüge erhalten 
haben? 

Was sind — bei Bejahung von Frage VIII/11 — 
die Gründe? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die bei Bejahung der Frage VIII/11 
notwendigen Nachzahlungen nunmehr 
schnellstmöglich und künftighin möglichst 
gleichzeitig mit den entsprechenden Bezügen 
der aktiven Beamten geleistet werden? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

IX. 1. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Ursachen be- 
Dr. Wörner kannt, die zur Krise der Gasversorgung in 

Südwestdeutschland in den Wintermonaten 
und zum zeitweiligen völligen Zusammen- 
bruch der Gasversorgung in Göppingen, Geis- 
lingen und zahlreichen anderen Städten des 
Landes Baden-Württemberg und damit zu er- 
heblichen Gefahren für die Bevölkerung und 
zu Schwierigkeiten für die Wirtschaft geführt 
haben? 
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IX. 2. Abgeordneter Bieten die bundesrechtlichen Sicherheitsvor- 
Dr. Wömer schritten ausreichende Möglichkeiten, um die 

in Frage IX/1 genannten Vorfälle in Zukunft 
verhüten zu können? 

IX. 3. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Wömer gierung zu ergreifen, um für die Zukunft 

sicherzustellen, daß eine hinreichende Gasver- 
sorgung der Bevölkerung auch für Zeiten des 
Spitzenbedarfs und in Notfällen gewährleistet 
ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Einfuhr von Granit, insbesondere aus 
Portugal, die Granitgewinnungsbetriebe des 
Bayerischen und Oberpfälzer Waldes beson- 
ders betroffen sind? 

Gedenkt die Bundesregierung, Maßnahmen zu 
ergreifen, um einer weiteren Existenzgefähr- 
dung der Granitihdustrie im Zonenrandgebiet 
als Folge der Liberalisierung der Einfuhr von 
Granit zu begegnen? 

X. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

Warum ist die Bundesregierung nicht bereit, 
die wenigen noch lebenden, unter den Begriff 
der sogenannten „Brautversorgung" fallenden 
Kriegsopfer des ersten Weltkrieges im Wege 
des Härteausgleiches nach § 89 BVG zu ver- 
sorgen, nachdem für den entsprechenden Per- 
sonenkreis aus dem zweiten Weltkrieg eine 
befriedigende Regelung gefunden werden 
konnte? 

X. 2. Abgeordneter Welche Institutionen für Fernunterricht sind 
Dr. Martin für das individuelle Förderungsprogramm ge- 

mäß den Richtlinien des Bundesarbeitsmini- 
sters vom 6. September 1965 (Bundesanzeiger 
Nr. 170 vom 10. September 1965) bisher aner- 
kannt worden? 

X. 3. Abgeordneter Nach welchen Gesichtspunkten ist die Aner- 
Dr. Martin kennung der in Frage X/2 bezeichneten In- 

stitutionen erfolgt? 

X. 4. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, private 
Dr. Martin Fernlehrinstitute als förderungswürdig anzu- 

erkennen? 

X. 5. Abgeordnete Trifft es zu, daß Versorgungsämter das Ge- 
Frau Funcke burtsdatum des Versorgungsempfängers sicht- 

bar auf die Anschrift setzen? 

X. 6. Abgeordnete Hält die Bundesregierung es für erforderlich, 

Frau Funcke daß Berufsunfähige, sofern sie eine Arbeits- 

oder Versorgungsrente beziehen, mit der Be- 
zeichnung „Rentner" angeschrieben werden? 


X. 1 . Abgeordneter 

Dröscher 


IX. 5. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


IX. 4. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 
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X. 7. Abgeordneter Nach welchen Bestimmungen der Gewerbe- 
Strohmayr Ordnung darf eine volljährige Rundfunk ansa- 

gerin nicht regelmäßig in einer Sonntag-Nacht- 
sendung beschäftigt werden, sondern nur alle 
vierzehn Tage? 


X. 8. Abgeordnete Wann ist die Bundesregierung in der Lage, 

Frau Korspeter dem Parlament erste Teilergebnisse vorzu- 
legen über den einstimmig im Bundestag an- 
genommenen Antrag der Fraktion der SPD, 
eine Enquete über die Situation der Frau in 
Beruf, Familie und Gesellschaft durchzuführen? 


X. 9. Abgeordnete 

Frau Korspeter 


Auf welche Bereiche werden sich die ersten 
in Frage X/8 bezeichneten Teilergebnisse er- 
strecken? 


XI. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Xi 1. Abgeordneter 
Feilermaier 


XI. 2. Abgeordneter 

Feilermaier 


XI. 3. Abgeordneter 

Nellen 


XI. * 4. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(Honnef) 


XI. 5. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


XI. 6. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(Honnef) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um einem Landwirt in Günzburg 
(Donau), auf dessen Grundstück seit über 
einem Jahr ein Teil der Truppenunterkunft 
Günzburg der Bundeswehr steht und der da- 
mit Eigentümer dieser militärischen Anlagen 
geworden ist, baldigst zu dem benötigten Er- 
satzland zu verhelfen? 

Entrichtet die Bundeswehr dem in Frage XI/1 
erwähnten Landwirt für die Nutzung des frag- 
lichen Grundstückes Pachtzins? 

Trifft es zu, daß von der Bundeswehr im 
Kottenforst bei Heimerzheim Übungsplätze für 
3000 Soldaten angelegt werden sollen? 

Ist dem Bundesverteidigungsminister bekannt, 
daß durch eine Pressekonferenz des Standort- 
kommandanten von Bonn und durch die an- 
schließenden Presseveröffentlichungen über 
die Anlegung eines Standortübungsplatzes 
der Bundeswehr innerhalb des Naturparks 
Kottenforst und unmittelbar im Anschluß an 
Wohngebiete der Gemeinde Heimerzheim in 
der dortigen Bevölkerung erneut eine starke 
Beunruhigung entstanden ist? 

Wie vertragen sich die Ausführungen des 
Bonner Standortkommandanten mit Äußerun- 
gen der Dienststelle des Regierungspräsiden- 
ten in Köln, daß das Übungsplatzproblem für 
Heimerzheim und den Kottenforst erledigt 
sei? 

Welches sind die tatsächlichen Absichten und 
Pläne des Bundesverteidigungsministers hin- 
sichtlich der Anlage eines Standortübungs- 
platzes im Naturpark Kottenforst? 
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XI. 7. Abgeordneter Ist dafür Vorsorge getroffen, daß bei der 
Merten Musterung der Wehrpflichtigen den Muste- 

rungsärzten die personellen und technischen 
Voraussetzungen zur Verfügung gestellt wer- 
den, um die Tauglichkeit der Wehrpflichtigen 
mit neuzeitlichem Gerät, geschultem Hilfsper- 
sonal und modernen Methoden feststellen zu 
können? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Be- 
richt in dem Magazin „Der Spiegel“ vom 
31. Januar 1966, Seite 32, über den Tod des 
zuckerkranken Bundeswehrsoldaten Ohlhoff? 


XI. 9, Abgeordneter Welche Maßnahmen sieht die Bundesregie- 
Merten rung vor, um die Bundeswehrärzte und die 

technischen Einrichtungen des Sanitätsdienstes 
der Bundeswehr so vorzubereiten, daß Fälle 
von Zuckerkrankheit sofort erkannt und ent- 
sprechend behandelt werden können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß wehr- 
pflichtigen Abiturienten im Gebiet der Wehr- 
bereichsverwaltung Stuttgart, denen ursprüng- 
lich erklärt wurde, sie hätten mit einer Einbe- 
rufung zum 1. April 1966 zu rechnen, nunmehr 
eröffnet wird, sie könnten frühestens zum 
1. Oktober 1966 einberufen werden? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die nachteiligen Folgen des für die 
durch das in Frage XI/10 geschilderte Ver- 
fahren Betroffenen eintretenden Zeitverlustes 
— ein Studium nur im Sommersemester ist 
zumeist weder möglich noch sinnvoll — • zu 
vermeiden? 


XL 12. Abgeordneter Welche rechtlichen Voraussetzungen lagen für 
Schultz die Suspendierung vom Dienst von Soldaten 

(Gau- vor, die sich an einer Gründungsversammlung 

Bischofsheim) des „Stahlhelm" in Bergzabern beteiligt 
haben? 


XI. 13. Abgeordneter Ist mit einer Anklage wegen Angriffs auf 
Schultz die bestehende demokratische Ordnung oder 

(Gau- Staatsgefährdung auf Grund der in Fra- 

Bischofsheim) ge XI/12 genannten Vorgänge zu rechnen? 


XI. 14. Abgeordneter Wird das Bundesverteidigungsministerium 
Schultz dafür sorgen, daß im Bereich der Heeresflie- 

(Gau- gerstaffel 8 in Schleißheim ein Gehweg neben 

Bischofsheim) der stark befahrenen Ingolstädter Landstraße 
angelegt wird, besonders nachdem das Fehlen 
eines solchen zum Tode zweier Soldaten ge- 
führt hat? 


XI. 11. Abgeordneter 
Ollesch 


XI. 10. Abgeordneter 
Ollesch 


XI. 8. Abgeordneter 
Merten 
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XII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


XII. 1. Abgeordneter 
Baron 

von Wränget 


XII. 2. Abgeordneter 
Strohmayr 


XII. 3. Abgeordneter 

Dr. Hamm 
(Kaiserslautern) 


XII. 4. Abgeordneter 

Dr. Hamm 
(Kaiserslautern) 


XII. 5. Abgeordneter 
Dr. Hamm 
(Kaiserslautern) 


XII. 6. Abgeordneter 

Picard 


XII. 7. Abgeordneter 
Picard 


XII. 8. Abgeordneter 
Picard 


XII. 9. Abgeordneter 

Buschfort 


Ist die Bundesregierung in der Lage, in Zu- 
sammenarbeit mit den zuständigen Behörden 
des Landes Schleswig-Holstein, den Ausbau 
der Bundesstraße Nr. 208 von Bad Oldesloe 
nach Ratzeburg beschleunigt in Angriff zu 
nehmen, zumal es sich bei dieser Bundes- 
straße um eine besonders wichtige Verkehrs- 
ader für die wirtschaftliche Erschließung des 
Zonenrandgebietes im Norden der Bundesre- 
publik handelt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Bundesverkehrswacht, daß die Verkehrssicher- 
heit wesentlich gehoben werden könnte, wenn 
sämtliche Verkehrszeichen, zumindest aber 
sämtliche Verbotszeichen sowie die polizei- 
lichen Kennzeichen der Kraftfahrzeuge nur 
noch aus rückstrahlendem Material hergestellt 
würden? 

Was unternimmt die Bundesregierung, um Un- 
fallschwerpunkte auf Bundesstraßen, die aus 
örtlichen Gegebenheiten entstehen, systema- 
tisch zu erfassen und bei ihrer Straßenpla- 
nung zu berücksichtigen? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Baumaß- 
nahmen an Bundesstraßen in Zukunft mehr 
als bisher auf die Beseitigung örtlicher Unfall- 
schwerpunkte auszurichten? 

Inwieweit gedenkt die Bundesregierung, der 
Wichtigkeit der Beseitigung örtlicher Unfall- 
schwerpunkte durch eine gewisse Verlagerung 
der verfügbaren Straßenbaumittel vom Bun- 
desautobahnbau auf den Bundesstraßenbau 
Rechnung zu tragen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß größere 
Fahrzeugkolonnen der verbündeten Streit- 
kräfte zu Spitzenzeiten des Verkehrs auf den 
Autobahnen eine erhebliche Behinderung dar- 
stellen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
darauf hinzuwirken, daß zu Spitzenzeiten des 
Verkehrs Kolonnen der verbündeten Streit- 
kräfte in der Regel nicht auf den Autobahnen 
fahren? 

Wenn die Bundesregierung früher schon Ver- 
suche der in Frage XII/7 angeregten Art un- 
ternommen haben sollte, welches war deren 
Ergebnis? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Förderung 
der Wirtschaft, im deutsch-niederländischen 
Grenzgebiet alsbald den Autobahnzubringer 
von Bocholt zur Bundesautobahnauffahrt Bo- 
cholt — Wesel auszubauen? 
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XII. 10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Land- 
Buschfort schaftsverband Westfalen-Lippe mit der Pla- 

nung und Durchführung des Autobahnzubrin- 
gers von Bocholt zu beauftragen? 

XII. 11. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung beschlos- 

Bartsch sen hat, sämtlichen Tariferhöhungen der 

Deutschen Bundesbahn stattzugeben mit der 
Wirkung, daß die bisherige Fahrpreisermäßi- 
gung für erholungsbedürftige Kinder von 75 
auf 50% herabgesetzt wird? 

XII. 12. Abgeordneter Hat die Bundesregierung geprüft, welche Aus- 

Bartsch Wirkungen der in Frage XII/ 11 genannte Be- 

schluß auf die Bestrebungen zahlreicher öffent- 
licher und halböffentlicher Stellen — hierun- 
ter das Hilfswerk Berlin — wie auch carita- 
tiver Verbände um eine Kindererholungsfür- 
sorge haben muß? 

XII. 13. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Überlegungen zum 
Bartsch Ausgleich der in Frage XII/ 1 1 erwähnten ein- 

schneidenden Maßnahme, die sich zum Nach- 
teil dringender sozialer Vorsorge auswirken 
muß, angestellt, bzw. ist sie bereit, ausglei- 
chende Maßnahmen zu treffen? 


XII. 14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, 
Lenze (Attendorn) daß die Maßnahmen der Deutschen Bundes- 
bahn im Hinblick auf die Strecke Finnentrop — 
Wennemen noch einmal überprüft werden, 
um zu gewährleisten, daß die Personenbeför- 
derung nicht ganz zum Erliegen kommt und 
ein durchgehender Güterverkehr sichergestellt 
ist? 


XII. 15. Abgeordneter Ist bei der Planung der neuen Rheinbrücke 
Nellen *) in Höhe der Stadtgrenze Bonn — Bad Godes- 

berg (Südbrücke) Platz für ein schienenge- 
bundenes öffentliches Nahverkehrsmittel vor- 
gesehen und der Anschluß an die vorhandenen 
rechts- und linksrheinischen schienengebun- 
denen Nahverkehrsmittel geprüft worden? 

XII. 16. Abgeordneter Bis wann kann mit dem für das Zonenrand - 
Dr. Stammberger gebiet wichtigen Ausbau der B 303 zwischen 
Ebern und Schweinfurt gerechnet werden? 

XII. 17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, beim Bau 

Zebisch von Bundesverkehrswegen — soweit bautech- 

nisch möglich — auch die Granitvorkommen 
in den Zonenrandgebieten zu verwenden? 

*J Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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XII, 18, Abgeordneter 
Dr. Tamble 


XII. 19. Abgeordneter 
Dr. Tamble 


XII. 20. Abgeordneter 

Richarts 


XII. 21. Abgeordneter 

Richarts 


XII. 22. Abgeordneter 

Richarts 


XII. 23. Abgeordnete 

Frau Freyh 


XII. 24. Abgeordneter 

Iven 


XII. 25. Abgeordneter 

Hofmann 

(Kronach) 


XII. 26. Abgeordneter 

Hofmann 

(Kronach) 


XII, 27. Abgeordneter 

Hofmann 

(Kronach) 


Hält es die Bundesregierung für angezeigt, 
nach dem Vorbild der Seegerichtsbarkeit (See- 
ämter, Oberseeämter) auch eine ähnliche öf- 
fentliche Untersuchung für Unfälle in der 
Zivilluftfahrt einzurichten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die bisherige Praxis der nichtöffentlichen Un- 
tersuchungen bei Unfällen in der Zivilluft- 
fahrt kaum dazu angetan ist, das Vertrauen 
der Passagiere in das modernste Verkehrs- 
mittel zu fördern? 

Hat die Bundesregierung endgültige Vorstel- 
lungen über die Stillegung von Bahnstrecken 
im Eifel-Grenzgebiet? 

Ist die Bundesregierung sich der Tatsache 
bewußt, daß die Stillegungen von Bahn- 
strecken im Eifel-Grenzgebiet nachteilige Fol- 
gen für die wirtschaftliche Entwicklung des 
Grenzraumes haben können? 

Ist die Bundesregierung bereit, als Äquivalent 
für die iu Frage XII/20 bezeichneten Stillegun- 
gen höhere Mittel für den beschleunigten Aus- 
bau der Europastraße 42 bereitzustellen? 

Wann ist mit einer abschließenden Behand- 
lung der von der Bundesbahndirektion Frank- 
furt (Main) erarbeiteten Pläne für das gemein- 
same Bauvorhaben V-Bahn der Stadt Frank- 
furt (Main) und der Deutschen Bundesbahn im 
Verwaltungsrat der Deutschen Bundesbahn zu 
rechnen, damit diese Pläne offiziell an das 
Bundesverkehrsministerium weitergeleitet 
werden können? 

Was haben die Untersuchungen des Flugzeug- 
unfalls vom Freitag, dem 28. Januar 1966, in 
Bremen bisher ergeben? 

Trifft es zu, daß im Streckenstillegungs-Vor- 
haben der Deutschen Bundesbahn im Direk- 
tionsbereich Nürnberg die Strecken Kro- 
nach- — Nordhalben, Ludwigsstadt — Zonengren- 
ze (Lauenstein) im 1. bzw. 2. Stufenplan zur 
Stillegung vorgesehen sind? 

Ist das in Frage XII/25 genannte Vorhaben 
bereits Teil des vorgesehenen „Bundesbahn- 
Anpassungsgesetzes", in dem auch die Still- 
legung von Strecken auf Grund von Stufen- 
plänen geregelt werden soll? 

Kann der Beschluß des Bundeskabinetts vom 
16. Dezember 1964 in bezug auf Streckenstill- 
legungen der Deutschen Bundesbahn im Zo- 
nenrandgebiet als noch bindend angesehen 
werden? 
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XII. 28. Abgeordneter 

Böhm 


XII. 29. Abgeordneter 

Böhm 


XII. 30. Abgeordneter 

Böhm 


XII. 31. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

XII. 32. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

XII. 33. Abgeordneter 

Brück (Holz) 


XII. 34. Abgeordneter 

Brück (Holz) 


Warum werden von der Bundesregierung die 
der bayerischen Obersten Baubehörde und ei- 
nem ehemaligen Bundestagsabgeordneten ge- 
gebenen Finanzierungszusagen für den Bau 
der Südumgehungsstraße Manching (Land- 
kreis Ingolstadt) (NATO-Flugplatz) nicht ein- 
gehalten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
überaus starke Durchgangsverkehr mit einem 
beträchtlichen Anteil an schweren Straßen- 
fahrzeugen in Manching (Landkreis Ingolstadt) 
eine erhebliche Gefährdung der Verkehrsteil- 
nehmer ist und bereits zu schweren Ver- 
kehrsunfällen geführt hat? 

Entspricht es den Tatsachen, daß die zustän- 
digen Dienststellen der Bundeswehr gegen- 
über der bayerischen Obersten Baubehörde 
hinsichtlich der Trassenführung für den Bau 
der in Frage XII/28 genannten Umgehungs- 
straße Änderungswünsche geltend machen, 
die eine beträchtliche Verzögerung des Bau- 
beginns bedeuten würden? 

Billigt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
nicht alle Maschinen der Lufthansa mit Flug- 
datenschreiber ausgerüstet sind? 

Welchen Beitrag gedenkt die Bundesregie- 
rung zum Ausbau der deutschen Verkehrs- 
flughäfen zu leisten? 

Kann die Bundesregierung ihre Behauptung, 
daß die Verschmutzung der Rossel und somit 
auch der Saar und der Mosel durch den 
Schlamm der französischen Kohlengruben im 
wesentlichen beseitigt sein soll, durch die 
Ergebnisse von Analysen des Rosselwassers 
belegen? 

Hält die Buridccrpgierung die Verdoppelung 
der Fahrpreise für SammeiraHrtpg erholungs- 
bedürftiger Kinder durch die Deutsche Bun- 
desbahn für gerechtfertigt? 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


XIII. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung das durch das Land- 

Memmel gericht Hildesheim als Berufungsinstanz er- 

gangene rechtskräftige Urteil 1 S 262/64 be- 
kannt? 


XIII. 2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung prüfen, ob mit 

Memmel Rücksicht auf das in Frage XIII/ 1 genannte 

Urteil nicht eine Verlängerung der viel zu 
kurzen Verjährungsfrist des § 14 des Post- 
gesetzes vom 28. Oktober 1871 am Platze ist? 
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XIII. 3. Abgeordneter Wird die Bundesregierung etwas unterneh- 
Porzner men, um den freien Verkauf und die Benut- 

zung von Abhörgeräten zu verhindern? 

Wie gedenkt die Bundesregierung, dem Ge- 
setz über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 
1928 Geltung zu verschaffen, nach dem der 
Vertrieb und die Errichtung von Mikro-Ab- 
höranlagen ohne Genehmigung der Deutschen 
Bundespost ein rechtswidriges Eindringen in 
die Intimsphäre anderer Personen darstellt 
und nach den gesetzlichen Bestimmungen als 
Anstiftung bzw. Beihilfe mit Geldstrafe oder 
Gefängnis zu ahnden ist? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
ternommen bzw. gedenkt sie gegen die Ver- 
breitung rechtswidriger Werbeanzeigen für 
Mikro-Abhöranlagen zu unternehmen, die 
letzte Woche im „ Bayern-Kurier ", der „Süd- 
deutschen Zeitung" und dem „Münchner 
Merkur" mit folgendem Text erschienen: 
„Kleinst-Spion, Abhörgerät, Würfelzuckergrös- 
se, Wiedergabe auf 150 Meter über normales 
Radiogerät, selbst Flüstertöne durch dickste 
Wände. Einfachste Bedienung. Mit Garantie- 
karte nur 980, — DM. Per Nachnahme, diskre- 
ter Versand . . ."? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
nur ein generelles Vertriebs- und Benutzungs- 
verbot von Mikro-Abhöranlagen den dem Bun- 
desbürger vom Grundgesetz verbürgten Per- 
sönlichkeitsschutz wirklich sicherstellen kann 
und das Gesetz über Fernmeldeanlagen vom 
14. Januar 1928 dementsprechend ergänzt 
werden muß? 

XIII. 7. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Müller-Emmert ergriffen, um des ständig zunehmenden Ver- 
triebes und Gebrauches von Mikro-Abhör- 
anlagen, mit denen ein rechtswidriges Ein- 
dringen in die Privatsphäre ermöglicht wird, 
Herr zu werden? 

XIII. 8. Abgeordneter Teilt der Bundespostminister die Auffassung 
Fellermaier der Oberpostdirektion Nürnberg, daß wegen 

der angespannten Personallage bei der Deut- 
schen Bundespost während der Ferien Schüler 
als Zusteller eingesetzt werden sollten? 

XIII. 9. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine im Dezember 
Dr. Schmidt 1965 ausgesprochene rückwirkende Nachfor- 

(Gellersen) derung (für die Zeit vom 1. April 1963 bis 

31. Oktober 1965) erhöhter Fernsprechgrund- 
gebühren für Rechtens, ohne daß den Fern- 
sprechteilnehmern in den Jahren 1963, 1964 
bis Ende Oktober 1965 eine Mitteilung über 
die infolge erhöhter Teilnehmerzahl eintreten- 
de Gebührenerhöhung in irgendeiner Form 
gemacht worden ist? 


XIII. 6. Abgeordneter 

Dorn 


XIII. 5. Abgeordneter 

Dorn 


XIII. 4. Abgeordneter 
Dom 
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XIII. 10. Abgeordneter Beabsichtigt die Deutsche Bundespost, Käthe 
Rollmann Kollwitz zu ihrem 100. Geburtstag durch eine 

Sondermarke zu ehren? 


XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 

Wohnungswesen und Städtebau 

XIV. 1. Abgeordneter Worauf stützt sich die Feststellung des Bun- 

Jacobi (Köln) deswohnungsbauministers vom 24. Januar 

1966 anläßlich der Internationalen Möbelmes- 
se in Köln, daß das Wohnungsdefizit „zur 
Zeit nur noch 200 000 Wohnungen" beträgt? 

XIV. 2. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eine Vorstellung 

Jacobi (Köln) über die ungefähre Anzahl der Kündigungen 

von Wohnungsmietverhältnissen, die im Zuge 
der Abbaugesetzgebung erfolgt sind? 

XIV. 3. Abgeordneter Wie viele Studien- und Modellvorhaben zur 
Baier Erneuerung von Städten und Dörfern wurden 

im Jahre 1965 beantragt? 

XIV. 4. Abgeordneter Wie viele Studien- und Modellvorhaben zur 
Baier Erneuerung von Städten und Dörfern wurden 

im Jahre 1965 bewilligt? 

XIV. 5. Abgeordneter Welche Beträge wurden bisher einschließlich 
Baier 1965 aus Kapitel 25 02 Titel 571 — Studien- 

und Modellvorhaben zur Erneuerung von 
Städten und Dörfern unter Berücksichtigung 
raumordnerischer Zielsetzungen — , getrennt 
für Stadterneuerungsmaßnahmen und Dorf- 
erneuerungsmaßnahmen, zur Verfügung ge- 
stellt? 

XV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 

Familie und Jugend 

XV. 1. Abgeordneter Weshalb hat der Bundesfamilienminister den 
Westphal § 10 der Geschäftsordnung des Bundesjugend- 

kuratoriums, der die Einladung von Abgeord- 
neten des zuständigen Bundestagsausschusses 
zu den Beratungen des Kuratoriums als Gäste 
vorsah, nicht genehmigt? 

XV. 2. Abgeordnete Wird die Bundesregierung dem Bundestag 
Frau Freyh eine Gesetzesänderung vorschlagen, um die 

gesetzlichen Grundlagen für die Ausbildungs- 
zulagen nach dem Bundeskindergeldgesetz so 
zu ergänzen, daß auch Vollwaisen bis zum 
vorgesehenen Alter von 27 Jahren in Zukunft 
die Ausbildungszulagen von monatlich 30 DM 
erhalten können? 
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XV. 3. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Bundesregierung in Aus- 

Frau Freyh führungsbestimmungen geregelt hat, daß die 

Ausbildungszulagen nach dem Bundeskinder- 
geldgesetz nicht nur entsprechend dem Ge- 
setzestext für den Besuch von „öffentlichen 
oder staatlich anerkannten privaten allgemein- 
oder berufsbildenden Schulen" gezahlt wer- 
den, sondern auch für „genehmigte Ersatz- 
schulen"? 

XV. 4. Abgeordneter Ist aus der Nichtbeantwortung von drei ver- 
Dr. Wuermeling *) schiedenen von Mitgliedern des Hauses dem 
Bundeskanzler schriftlich und mündlich vor- 
getragenen Bitten um Klärung seiner gegen- 
sätzlichen Äußerungen über Einkommens- 
grenzen beim Kindergeld zu schließen, daß 
der bei den Ausbildungszulagen, beim Mut- 
terschaftsgeld und bei den Schülertarifen be- 
gonnene Abbau unseres Familienausgleichs 
durch Einführung international allgemein ab- 
gelehnter Einkommensgrenzen im Kindergeld- 
gesetz fortgesetzt werden soll? 


XVI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

XVI. 1. Abgeordneter Wann ist mit einer Entscheidung in der Frage 
Dr. Häfele der Uran-Untersuchungsarbeiten in Menzen- 

schwand, Landkreis Hochschwarzwald, zu 
rechnen? 

XVI. 2. Abgeordneter Was stand der in Frage XVI/ 1 bezeichneten 

Dr. Häfele Entscheidung bisher entgegen? 

XVI. 3. Abgeordneter Wie ist der Anstieg der Ablagerung radio- 

Folger aktiver Stoffe in München in der zweiten Ok- 

toberhälfte 1965 um das Zwanzigfache zu er- 
klären? 

XVI. 4. Abgeordneter Welche Abwehrmaßnahmen beabsichtigt die 

Folger Bundesregierung gegen eine Gefährdung der 

Bevölkerung, wie sie in Frage XVI/3 aufge- 
zeigt wird? 

XVI. 5. Abgeordneter Was war nach Ansicht der Bundesregierung 
Dr. Bechert die Ursache dafür, daß im Herbst vorigen 

(Gau-Algesheim) Jahres im Voralpengebiet eine beträchtliche 
Erhöhung der Luftradioaktivität auftrat, daß 
insbesondere der Gehalt an gefährlichen 
„knochensuchenden" Alpha-Strahlern erheb- 
lich anstieg? 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt 


16 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksadle V/251 


XVI. 6. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


Treffen Meldungen zu, daß durch den Ab- 
sturz einer Atombomben tragenden amerika- 
nischen Maschine an der spanischen Küste 
Menschen, z. B. durch den Umstand, daß sie 
um die Zeit des Absturzes dort im Freien 
waren, sowie Gemüse und andere Nutzpflan- 
zen in dieser Gegend radioaktiv kontaminiert 
wurden? 


XVI. 7. Abgeordneter 
Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


Was hat sich bei der Untersuchung von Kin- 
dern aus dem Staate Utah ergeben, bei denen 
Schilddrüsenwucherungen festgestellt worden 
waren, die nach Vermutung zuständiger Stel- 
len Folge von erhöhter Radioaktivität aus 
Kernwaffenversuchen im benachbarten Staate 
Nevada sind, möglicherweise auch von unter- 
irdischen Kernwaffenversuchen, bei denen 
nach amerikanischer amtlicher Feststellung 
Entweichen von radioaktivem Staub und Ga- 
sen aus Erdspalten und Rissen vorgekommen 
ist? 


XVII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


XVII. 1. Abgeordneter Wieviel Geld hat die Bundesregierung bisher 

Dr. Gleissner im Rahmen der Entwicklungshilfe für die 

Förderung des Tourismus und für den Ausbau 
von Fremdenverkehrseinrichtungen, wie z. B. 
Hotels etc., in den zurückliegenden Jahren 
(einschließlich 1965) gewährt? 


XVII. 2. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


Welche festen Zusagen für die in Frage XVII/1 
genannten Zwecke liegen für die nächste Zeit 
schon vor? 


XVII. 3. Abgeordneter 
Dr, Gleissner 


Welche Anträge der in Frage XVII/1 bezeich- 
neten Art sind volumenmäßig noch in der 
Schwebe? 


XVII. 4. Abgeordneter In welcher Form gedenkt die Bundesrepublik, 
Kahn-Ackermann einen Beitrag zu dem in diesem Jahr anlau- 
fenden UNESCO-Programm zur Bekämpfung 
des Analphabetentums zu leisten? 


XVII. 5. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Diebäcker die ärztliche Versorgung der Deutschen in 

Afghanistan, insbesondere in der Hauptstadt 
Kabul — es handelt sich um rd. 800 Deutsche, 
darunter viele Frauen und Kinder — sicher- 
zustellen, vor allem angesichts der Tatsache, 
daß es sich hier um ein Land handelt, dessen 
Bewohner im starken Maße von Infektions- 
krankheiten wie Pocken, Typhus, Cholera und 
ansteckender Gelbsucht heimgesucht werden? 
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XVIII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

XVIII. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Unfallrettungswesen in 

Hörmann den Ländern der Bundesrepublik keinen ein- 

(Freiburg) heitlichen rechtlichen Status hat? 

XVIII. 2. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Hörmann rung von einer möglichst einheitlichen Rege- 

(Freiburg) lung des Unfallrettungswesens? 

XVIII. 3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 

Hörmann schlag, daß die Länder bzw. der Bund sich mit 

(Freiburg) einem geringfügigen Teil des Aufkommens an 

Kfz- und Mineralölsteuer an dem Ausbau 
des Unfallrettungsdienstes beteiligen, damit 
z. B. ein großer Teil der Krankentransport- 
fahrzeuge in Unfall-Rettungswagen umgewan- 
delt werden können? 

Trifft es zu, daß die von der Bundesregierung 
geplante neue Bundespflegesatzverordnung 
für die Träger der sozialen Krankenversiche- 
rung eine jährliche Belastung von etwa 1,8 
Milliarden DM bringen wird? 

XVIII. 5. Abgeordneter Welche Auswirkungen wird die vorgesehene 
Geiger Erhöhung der Pflegesätze auf die Beiträge 

der Krankenkassen haben? 

Kann die Sporthilfe Württemberg e. V. für 
den Bau des geplanten „Krankenhauses für 
Sportverletzte" in Stuttgart-Bad Cannstatt mit 
einem Bundeszuschuß rechnen, nachdem die 
Finanzierung durch Eigenleistungen der Sport- 
verbände sowie durch Zuschüsse des Landes 
Baden-Württemberg und der Stadt Stuttgart 
weitgehend gesichert und der Baubeginn für 
das Frühjahr 1966 vorgesehen ist? 

Welche weiteren Schritte hat die Bundesre- 
gierung nach der in der Fragestunde des Bun- 
destages am 11. Dezember 1964 erteilten Aus- 
kunft unternommen, um eine Neuregelung der 
Rechtsverhältnisse für die nebenberuflich täti- 
gen Fleischbeschauer herbeizuführen? 

Aus welchem Grunde ist eine Ergänzung des 
§ 4 des Fleischbeschaugesetzes vom 29. Okto- 
ber 1940 in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Fleischbeschaugesetzes vom 15. 
März 1960 in der von mir vorgeschlagenen 
Form nicht erfolgt, obwohl das Gesetz inzwi- 
schen geändert worden ist? 

XVIII. 9. Abgeordneter Wenn eine endgültige Regelung entsprechend 
Büttner Frage XVIII/7 noch nicht möglich war, welche 

wichtigen Gründe standen dem entgegen? 


XVIII. 8. Abgeordneter 

Büttner 


XVIII. 7. Abgeordneter 

Büttner 


XVIII. 6. Abgeordneter 
Geiger 


XVIII. 4. Abgeordneter 
Geiger 
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XVIII. 10. Abgeordneter Bedeuten die Äußerungen der Bundesgesund- 
Felder heitsministerin, Frau Dr. Schwarzhaupt, nach 

ihrer Rückkehr von einer Studienreise in die 
USA, dort sei man „bezüglich der Entgiftung 
der Autoabgase der Bundesrepublik weit vor- 
aus", daß die vom Bundesverkehrsminister 
in den Fragestunden des Bundestages vom 
30. November und 1. Dezember 1965 zum 
gleichen Problem angekündigten amtlichen 
Richtlinien verschärft werden müssen? 

Ist die Bundesgesundheitsministerin bereit, 
ihre entsprechend Frage XVIII/10 in den USA 
getroffenen Feststellungen mit der neugebil- 
deten Prüfstelle für die Abgase von Kraftfahr- 
zeugen beim Technischen Uberwachungsver- 
ein in Essen zu erörtern? 

XVIII. 12. Abgeordneter Ist der Bundesgesundheitsministerin bekannt, 

Felder ob die in den USA gesetzlich verankerten 

Maßnahmen zur Entgiftung von Autoabgasen 
eine Erhöhung der dortigen Autopreise zur 
Folge hatten? 


Bonn, den 4, Februar 1966 


XVIII. 11. Abgeordneter 
Felder 
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